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Nach einer öffentlichen Podiums-
diskussion im Ratssaal und inten-
siver interner Debatte hat sich die
CDU/FDP-Ratsgruppe gegen die
Ausweisung eines 70 Hektar gro-
ßen Areals im Süden Geismars für
einen öffentlichen Golfplatz (Pu-
blic Course) ausgesprochen. Ge-
meinsam mit dem ablehnenden
Votum von Grünen, Piraten und
Linken werde das wohl das Aus
für weitere Golf-Planspiele in die-
sem Gebiet bedeuten, vermutet
die CDU/FDP-Gruppe.
„Vor unserer sehr gut besuchten
Podiumsdiskussion im Ratssaal
hatten wir erklärt, dass wir sehr
ergebnisoffen in diese Debatte
einsteigen wollen und dass wir
erst danach zu einem Entschluss
kommen wollten. Genauso wurde
jetzt auch verfahren“, erklärt Dr.
Hans-Georg Scherer, Vorsitzen-
der der CDU/FDP-Ratsgruppe.

„Wir möchten nicht den Weg der
SPD gehen, der prinzipiell die
weitere Planung befürwortet.“
Scherer weiter: „Unsere Forderun-
gen, denen zufolge die ökologi-
sche Gesamtbilanz nach Errich-
tung der Anlage nicht schlechter
ausfallen darf als heute, der Erho-
lungswert des Areals auch für
nicht golfspielende Bürger nicht
geschmälert werden darf und sich
das vorgestellte Betreibermodell
wirtschaftlich darstellen lässt, hal-
ten wir für nicht erfüllbar. Insofern
haben wir uns dazu entschlossen,
bereits heute eine klare Position zu
beziehen.“ 
Im Gegensatz auch zu den Grü-
nen wendet sich die CDU/FDP-
Gruppe seit Jahr und Tag gegen
die irreversible Versiegelung wert-
voller landwirtschaftlicher Nutz-
flächen für weitere Logistikzen-
tren. Ebenso wendet sie sich jetzt

gegen den Verlust von über 40
Hektar teilweise ökologisch be-
wirtschafteter Ackerflächen zu-
gunsten einer Freizeitnutzung.
„Dies muss aber nicht bedeuten,
dass die Schaffung eines Golfan-
gebotes im Stadtgebiet für immer
ausgeschlossen ist“, ergänzt Dr.
Thomas Häntsch, Vorsitzender
des Sportausschusses, „zumal ge-
rade die Golf  Range des Universi-
tätssports oberhalb des Klinikums
der Parkplatznot zum Opfer ge-
fallen ist. Vielleicht ergeben sich
später einmal durch geschickte
Planung Möglichkeiten für die
Schaffung einer Anlage, die auf
breitere Zustimmung der Bevölke-
rung stößt.”
Die wahrscheinlichen Konsequen-
zen für den Göttinger Süden er-
wägt Hans Otto Arnold, pla-
nungspolitischer Sprecher der
Ratsgruppe: „Wir stehen gerade

am Anfang der öffentlichen De-
batte über Ausweisung und Reser-
vierung weiterer Flächen im Stadt-
gebiet für Wohnbebauung und
Gewerbenutzung für den neuen
Flächennutzungsplan der Stadt.
Man muss kein Prophet sein, um
vorherzusehen, dass aus Sicht der
Geismaraner für das teilweise
dem Landschaftsschutz unterlie-
gende Golfplatzareal kaum eine
andere Nutzung als die heutige in
Frage kommen wird. Der kleinere
Teil der Fläche ist ein Auffüllgelän-
de, das mittlerweile eine hohe
ökologische Wertigkeit erlangt
hat, der Großteil sind landwirt-
schaftliche Flächen, die künftig
auch weiter so genutzt werden.
Wir gehen davon aus, dass die
Göttinger Sport & Freizeit GmbH
& Co. KG die Pachtflächen wohl
weiter für die Landwirte zur Verfü-
gung stellen wird.“ bb

Göttingen: CDU-FDP-Gruppe spricht sich gegen Public Course aus

Schon das Aus für den Golfplatz?

Spielen die Roten schon allein? Die CDU/FDP-Gruppe hat sich gegen
Golfplatz - Planungen entschieden. Foto: Archiv

Unangenehm überrascht werden
Besucher des Kiessees in Göttin-
gen sein, wenn sie von der neue-
sten Verbotsidee, dem Umfah-
rungsverbot für die Insel in diesem
Naherholungsparadies, erfah-
ren, meint die Göttinger FDP und
fordert mehr Augenmaß zwischen
den Belangen von Natur und
Sport. Und das gerade jetzt, da
die Zeit des Tret- oder Ruderboot-
fahrens beginnt und häufig paar-
weise ganz gemütlich rund um die
Insel im Naherholungsgebiet ge-
tuckert wird – ganz ohne der Na-
tur ins Handwerk zu pfuschen.

„Ohne Ratsbeschluss, hat der ehe-
malige Oberbürgermeister Meyer
die Sportverbände zu einer Unter-
schrift gebracht, die die Attraktivi-
tät des Kiessees als bedeutend-
stem Wassersportgebiet Göttin-
gens erheblich mindern würde.
Offenbar wollte man seitens der

Vereine damit eine Sondererlaub-
nis für die selten genutzten langen
Drachenboote einhandeln. 
Es ist jedoch nicht ansatzweise
nachvollziehbar, wieso die Was-
servögel, die vor der Drachen-
bootdiskussion ohne ersichtliche
Einschränkungen jahrzehntelang
prächtig gediehen und Jungvögel
aufzogen, nun von motorlosen
Booten derart gestört sein sollen,
dass ein Totalverbot für das Um-
fahren der Insel zwingend wäre.
Irgendein unabhängiges Gutach-
ten liegt uns jedenfalls nicht vor,
das die langjährige Übung als ar-
tenschutzrechtlich nicht tragbar
qualifizieren würde“, erklärt Ma-
thias Hummel, stellvertretender
FDP-Stadtverbandsvorsitzender. 
In Gesprächen hatten Ex-OB Mey-
er, Vertreter der Stadtverwaltung
und Naturschützer mit Vereinsvor-
ständen und Uni verhandelt und
das Verbot der Inselumfahrung

plus Winterquartiersregelung für
die Vögel sozusagen im Gegen-
zug gegen eine Drachenbooter-
laubnis ausgeheckt.
„Naherholung ist aus liberaler
Sicht wesentlich und sollte nicht
hinter dem Umweltschutz ohne or-
dentliche Abwägung zurückste-
hen. Besucher des Kiessees schät-
zen die naturnahe Nutzung und
insbesondere die romantische
Route um die Insel. Sicherlich
könnte ein Kompromiss auch das
Belassen einer Fahrspur mit Ab-
stand zum Inselsaum sein. In die-
sem Sinne möchten wir, dass der
Freiheit eine Gasse gelassen
wird!“, meint Hummel. Er fordert,
dass umgehend der Rat mit der
Angelegenheit befasst und die In-
selroute auf dem Kiessee nicht hin-
ter dem Rücken der gewählten
Vertreter verboten wird. Über die
zusätzliche Winterquartiersidee
für die Vögel durch Sperren einer

Ecke des Sees könne man dabei
reden.
„Ein Kunstmuseum ohne Fenster,
von vernachlässigbaren Wellen
beeinträchtigte Wasservögel, ein
Fahrverbot für kleine Boote wegen
wellenloser Großboote, ein Kunst-
werksockel ohne Kunst – den
Schildapreis kann Göttingen nie-
mand mehr nehmen.“, lächelt
auch Vorsitzende Felicitas Olden-
burg, die Göttingen lieber mit Na-
noforschung als mit Verboten ge-
gen Nanowellen in Verbindung
gebracht sähe. Dass die Vögel zu-
dem als unmusikalische Verächter
von Trommeln eingeschätzt und
vor rhythmusgebenden  Trommeln
beim Bootswettbewerb geschützt
werden sollen, lasse für Open Air-
Veranstaltungen am Kiessee neue
Verbotsanfälle der rotgrünen
Gruppierung befürchten.
„Den Seebesuchern, die verant-
wortungsbewusst mit der Natur

umgehen, sollte von Seiten der
Verwaltung mit Vertrauen entge-
gengekommen werden. Dieses
wurde bisher ja nicht enttäuscht.
Daher gehört die Einschränkung
der Kiesseebenutzung auf den öf-

fentlichen Prüfstand im Rat. Sport-
liche Entwicklungsperspektiven
insgesamt  sollten mit Natur-
schutzbelangen vereinbar und
nicht vorschnell ausgebremst wer-
den“, so Hummel. bb
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Schilda-Preis für Göttingen

Einschränkungen für den Bootsverkehr am Kiessee. Foto: Archiv/Wenzel

Es gibt noch viel zu tun...
Göttingen: Ehrgeizige Umweltschutz-Ziele in ziemlich weiter Ferne
Göttingen hat sich ein ehrgeiziges
Ziel gesetzt. Bis zum Jahr 2050
will die Stadt klimaneutral wer-
den, das hat der Rat der Stadt im
April 2011 beschlossen. Schon
seit 1991 verfolgt die Stadt ehr-
geizige Klimaschutz-Ziele. Da-
mals trat sie ins Klima-Bündnis ein
und gründete vier Jahre später
auch ein Energie-Referat... Doch
es gibt noch sehr viel zu tun.

Der Ratsbeschluss aus dem Jahr
2011 besagt: Bis zum Jahr 2050
soll die Stadt Göttingen klimaneu-
tral werden. Bis zu diesem Zeit-
punkt sollen die schädlichen Treib-
hausgasemissionen fast vollstän-
dig auf Null und der Energiebe-
darf mindestens um die Hälfte re-
duziert werden. Der Restenergie-
bedarf soll ausschließlich aus er-
neuerbaren Energien erzeugt
werden. Die regenerative Energie
solle möglichst vollständig in der
Stadt oder in der Region gewon-
nen werden, so der Plan.
Gemeinsam mit der Georg-Au-
gust-Universität und der Stadtwer-
ke Göttingen AG hatte sich die
Stadt für den Förderschwerpunkt
Masterplan 100 Prozent Klima-

schutz des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit beworben und wur-
de als eine von bundesweit 19
Kommunen ausgewählt. Das Pro-
jekt startete im Juli 2012 und wird
für vier Jahre vom BMU im Rah-
men der Klimaschutzinitiative ge-
fördert. 
Schon im Jahr 2010 wurde das
Klimaschutzkonzept der Stadt
Göttingen zusammen mit der
Georg-August-Universität und
den Stadtwerken Göttingen auf-
gestellt. Ziel ist es, die CO2-Immis-
sionen bis 2020 um 40 Prozent zu
reduzieren.
„Im Zusammenhang mit der Neu-
aufstellung des Flächennutzungs-
plans (FNP) wird die Ausweisung
von Flächen für Windenergiean-
lagen ganz aktuell thematisiert“,
so Stadtsprecher Detlef Johann-
son. „Wenn der FNP „fertig“ ist,
wissen wir, was uns zur Verfügung
steht. Unabhängig davon ist für
die Erreichung der Klimaschutz-
ziele bis 2050 der Einsatz erneu-
erbarer Energien, also auch der
Windenergie, natürlich wichtig.
Fast wichtiger sind allerdings die
Steigerung der Energieeffizienz

und die weitere Stärkung von
Maßnahmen zur Senkung des
Energieverbrauchs. Davon gehen
wir in unserer Potenzialanalyse im
Rahmen des Masterplans 100
Prozent Klimaschutz aus.“ 
„Wir liegen in Sachen Klima-
schutz ziemlich hinter unserem
Plan zurück“, so die Einschätzung
des grünen Ratsherrn Ulrich Hole-
fleisch.
Ein Beispiel: Schaut man sich die
CO2 - Bilanz des Verkehrs an, so
stellt man fest, dass fast 70 Pro-
zent des CO2 - Ausstoßes vom
Pkw-Verkehr verursacht wird,
28,2 Prozent von Lkw und 3,6
Prozent vom Öffentlichen Perso-
nen Nahverkehr (ÖPNV). Jährlich
werden, so die städtischen Be-
rechnungen, 159.100 Tonnen
CO2 vom Verkehr „ausgespuckt“.
Einen besonders großen Anteil
bei den Emissionen macht der
Pendler-Verkehr aus. 
„Wir müssen also genau diesen
Pendler - Pkw - Verkehr dringend
reduzieren“, so der grüne Rats-
herr Ulrich Holefleisch. „Sonst ver-
lieren wir unser Ziel aus den Au-
gen. Gleichzeitig müssen wir den
ÖPNV massiv ausbauen.“ Ihm

schweben dabei Parkmöglichkei-
ten deutlich außerhalb Göttingens
vor. Von dort sollen die Pendler
noch Göttingen geshuttlet wer-
den. 
Dieser Vorschlag trifft bei Gerd
Aschoff, Sprecher vom Fahrgast-
verband Pro Bahn e.V., auf Ableh-
nung. „Alle Erfahrungen zeigen,
dass dieses nur mit schienenge-
bundenen Verkehrsmitteln funk-
tioniert“, so Aschoff. Doch U-, S-
oder Straßenbahn kämen in Süd-
niedersachsen realistischerweise
nicht in Frage, so Aschoff.  Er hält
eine zweite, von Holefleisch ange-
führte Variante für sinnvoller:
Schnellbuslinien beispielsweise
besonders aus Duderstadt und
Heiligenstadt. „Allerdings helfen
die nicht, wenn die Busse selbst im
Pkw-Stau stehen“, so Holefleisch.
„Hierfür müssen sich Stadt und
Landkreis von ihren Eitelkeiten
verabschieden und endlich ein
gemeinsames Gremium zum Mo-
bilitätsmanagement einrichten.“
Das hat er und seine Fraktion übri-
gens schon vor ziemlich genau ei-
nem Jahr eingefordert. „Klima-
schützende Alternativen für Pend-
ler in der Nordstadt“, so lautet der

Antrag vom 16. Mai 2014. Auf
eine Antwort der Verwaltung war-
tet er bis heute vergeblich...
Ob man nicht mit CO2-neutralen
Bussen fahren könnte, sei dahin-
gestellt, so Holefleisch. Es gebe Pi-
lotprojekte sowohl mit Brennstoff-

zellen- als auch mit E-Bussen, die
auf Induktionsschleifen aufgela-
den werden, so Holefleisch. „Die
Ergebnisse der Versuche muss
man genau beobachten, auswer-
ten und dann für Südniedersach-
sen nutzen.“ bb
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